
Zu den Richtlinien für die Bewälti-
gung großräumiger Gefährdungs-

lagen und anderer koordinierungs-
bedür� iger Ereignisse unterhalb 

der  Katastrophenschwelle 
(Koordinierungsrichtlinie – KoordR):

ausschließlich saisonales Ereignis mehr. Für die Verwal-
tung bedeutet dies einen Paradigmenwechsel: Die Orga-
nisationstruktur einer Verwaltung muss jederzeit in der 
Lage sein, kurzfristig in einen belastbaren Krisenmodus 
zu wechseln – auch unterhalb der Katastrophenschwelle.
 Im Frühjahr 2026 verschär� e sich die Lage in Bayern 
erneut deutlich. Besonders der Nachweis des hochpatho-
genen H5N1-Virus in einem Betrieb im Landkreis Dachau 
sorgte für Aufmerksamkeit. Der gesamte Bestand musste 
gekeult werden, um eine weitere Ausbreitung zu verhin-
dern. Schutz- und Überwachungszonen wurden eingerich-
tet und reichten bis in benachbarte Landkreise hinein. Pa-
rallel blieb die Zahl in� zierter Wildvögel landesweit hoch 
und damit auch die weitere Gefährdungslage brisant.
 Zusätzlich alarmiert z. B. das Wiederau� reten der New-
castle-Krankheit die Veterinärämter. Auch wenn diese 
Tierseuche in Deutschland vergleichsweise selten auf-
tritt, zeigt sie deutlich, dass Kreisverwaltungsbehörden 
zunehmend mit parallelen oder sich überschneidenden 
Tierseuchenlagen umgehen müssen. Die Anforderungen 
an Informationsmanagement, Kommunikation und Koor-
dinierung steigen dadurch erheblich. 

VOM FACHPROBLEM ZUR KOORDINIERUNGSLAGE 
Genau an dieser Stelle gewinnt die Koordinierungsricht-
linie (Richtlinie für die Bewältigung großräumiger Ge-
fährdungslagen und anderer koordinierungsbedür� iger 
Ereignisse unterhalb der Katastrophenschwelle – KoordR) 
praktische Bedeutung. 
 Die Bekämpfung einer Tierseuche ist zunächst Aufgabe 
des Veterinäramtes. In vielen Landratsämtern erscheint 
ein solcher Fall daher anfangs als klassischer Fachsach-
verhalt eines einzelnen Sachgebiets. Bereits nach kurzer 
Zeit wird jedoch deutlich, dass die Auswirkungen weit 
über das Veterinärwesen hinausreichen.
 Schutz- und Überwachungszonen müssen ausgewiesen 
werden. Allgemeinverfügungen sind zu erlassen. Transpor-
te von Tierkörpern müssen organisiert werden. Bürger- und 
Medienanfragen gehen im Minutentakt ein. Einsatzkrä� e 
benötigen rechtliche und organisatorische Unterstützung. 
Gleichzeitig sind politische Entscheidungsträger zu infor-
mieren und übergeordnete Behörden einzubinden.
 Aus einem zunächst nur veterinärfachlichen Ereignis 
entwickelt sich ein erheblicher Koordinierungsbedarf, 
der Unterstützung aus anderen Bereichen unerlässlich 
macht. Die Entwicklung führt zu einer umfassenden Ko-
ordinierungslage unterhalb der Katastrophenschwelle.

tellen Sie sich einen Montagmorgen in einem bayeri-
schen Ge� ügelbetrieb vor: erhöhte Tierverluste, erste 

Symptome, ein positiver Schnelltest. Ab diesem Moment 
tickt die Uhr. Was zunächst wie ein lokales veterinärme-
dizinisches Ereignis erscheint, entwickelt sich innerhalb 
weniger Stunden zu einer komplexen administrativen 
Herausforderung, die die gesamte Organisationsstruktur 
einer Kreisverwaltungsbehörde fordert. Der Auslöser: ein 
hochpathogenes aviäres In� uenzavirus (HPAI-Virus) – um-
gangssprachlich Ge� ügelpest oder Vogelgrippe.
 Die aviäre In� uenza (AI) ist eine durch In� uenzaviren 
des Typs A verursachte Infektionskrankheit bei Vögeln. 
Sie tritt in zwei Erscheinungsformen auf: als niedrigpa-
thogene Variante (LPAIV) und als hochpathogene Varian-
te (HPAIV). Insbesondere die hochpathogene Form ist auf-
grund ihrer extrem hohen Sterblichkeit und der raschen 
Ausbreitung anzeigep� ichtig und tierseuchenrechtlich 
besonders relevant. 
 Das Kernrisiko liegt in der hohen Infektiosität und Mu-
tationsfähigkeit des Virus. Bereits kleinste Mengen infek-
tiösen Materials können ausreichen, um große Ge� ügelbe-
stände anzustecken. Vor allem wildlebende Wasservögel 
fungieren als natürliches Reservoir und verbreiten die Er-
reger entlang ihrer Zugrouten. Viele Wildvögel tragen das 
Virus, ohne selbst schwer zu erkranken. Dadurch bleibt 
die Einschleppung in Nutzge� ügelbestände trotz umfang-
reicher Biosicherheitsmaßnahmen ein dauerha� es Risiko.
 Während die Ge� ügelpest primär Vögel betri�  , wer-
den zunehmend auch Infektionen bei Säugetieren festge-
stellt. Diese Entwicklung verändert die epidemiologische 
Bewertung erheblich und erhöht den Druck auf die zu-
ständigen Veterinärbehörden, Ausbrüche schnellstmög-
lich einzudämmen und zu tilgen.

GEFÄHRDUNGSLAGE IN BAYERN
Die Gefährdungslage in Bayern ist angespannt. Hohe 
Tierdichten in der Ge� ügelhaltung sowie klimatische 
Veränderungen mit Auswirkungen auf den Vogelzug füh-
ren dazu, dass das Infektionsrisiko in den letzten Jahren 
ganzjährig gestiegen ist. Die Ge� ügelpest ist längst kein 
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Eine Bekämpfung der 
Geflügelpest endet 
nicht an der Absperr-
grenze. Die Feuerwehr 
übernimmt wesentliche 
Unterstützungsfunk-
tionen im Rahmen der 
behördlich koordi-
nierten Maßnahmen. 
In enger Abstimmung 
mit den Fachstellen 
führt sie insbesondere 
Dekontaminationsmaß-
nahmen für Personal 
und Ausrüstung durch.

Zur
 Geflügelpest:KOORDINIERUNGSRICHTLINIE ALS WERKZEUG 

Großräumige Gefährdungslagen entwickeln sich häu� g 
unterhalb eines förmlich festgestellten Katastrophen-
falls. Für Kreisverwaltungsbehörden stellt sich dann die 
Frage, auf welcher rechtlichen Grundlage koordiniert 
werden kann und muss. Neben einer organisatorischen 
Verantwortung besteht auch eine klare rechtliche Ver-
p� ichtung. Maßgeblich ist hier die Koordinierungsrichtli-
nie. Diese bietet organisatorische und verfahrensmäßige 
Leitplanken zur Bewältigung derartiger Lagen.
 Die Koordinierungsrichlinie ergänzt die bestehenden 
Regelungen des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes 
und schließt die Lücke zwischen Alltagshandeln und Katas-
trophenfall. Sie grei�  immer dann, wenn ein Ereignis über 
Ressortgrenzen hinweg mehrere Stellen (Sachgebiete, Ab-
teilungen, andere Behörden und Organisationen) betri�   
und eine abgestimmte Vorgehensweise erforderlich wird, 
die Voraussetzungen für die Feststellung des Katastrophen-
falls aber (noch) nicht vorliegen. Für Katastrophenschutz-
behörden bedeutet dies: Koordinierung beginnt bereits 
bei komplexen Ereignissen, nicht erst mit der Einrichtung 
einer Führungsgruppe Katastrophenschutz (FüGK).
 Obwohl die Koordinierungsrichtlinie primär an die Ver-
waltung adressiert ist, entfaltet sie für die Feuerwehr eine 
erhebliche mittelbare Bedeutung. Sie sorgt für klare An-
sprechpartner, abgestimmte Entscheidungswege und eine 
frühe Einbindung von Einsatzkrä� en in die ressortüber-
greifende Bewältigung komplexer Lagen. Dies ermöglicht, 
ein gemeinsames Lageverständnis zu scha� en und die Ein-
satzfähigkeit aller beteiligten Organisationen zu stärken.
 Das zentrale Instrument der Richtlinie ist die zeitnahe 
Einrichtung einer besonderen Organisationsstruktur in 
Form einer Koordinierungsgruppe. Koordinierungsgrup-
pen werden zur Abstimmung fachbereichsübergreifen-
der Maßnahmen auf Ebene des Landes, der Regierungen 
sowie der Kreisverwaltungsbehörden eingerichtet. Diese 
sollen personell so schlank wie möglich und so groß wie 
fachlich erforderlich besetzt sein. Sie dienen der Abstim-
mung zwischen allen beteiligten Stellen, verfügen jedoch 
in dieser Rolle über keine eigenen Entscheidungs- oder 
Weisungsbefugnisse. Die jeweiligen Fachzuständigkeiten 
verbleiben bei den originär verantwortlichen Stellen. Ziel 
ist es, durch frühzeitige Einbindung aller relevanten Ak-
teure ein einheitliches Lageverständnis zu scha� en, Maß-
nahmen aufeinander abzustimmen und so auch bei kom-
plexen Schadenslagen belastbar zu bleiben.

DER PRAKTISCHE ABLAUF IN DER 
KREISVERWALTUNGSBEHÖRDE
Bestätigt sich der Verdachtsfall einer Ge� ügelpest, wird 
das Veterinäramt regelmäßig die Initiative zur Einrich-
tung einer Koordinierungsgruppe an die Hausleitung he-
rantragen. Die Entscheidung über die Einberufung tri�   
die Behördenleitung beziehungsweise die Amtsleitung.

Parallel dazu wird eine Koordinierungsstelle eingerichtet, 
die die Geschä� sführung der Koordinierungsgruppe über-
nimmt. Die Aufgabe der Koordinierungsstelle besteht ins-
besondere darin, die Koordinierungsgruppe einzuberufen, 
Infrastruktur sicherzustellen, den Informations� uss zu ko-
ordinieren und die Dokumentation zu übernehmen.
 Entscheidend ist dabei, dass alle beteiligten Bereiche 
bereits zu Beginn eingebunden werden und Vertreter mit 
ausreichender Entscheidungsbefugnis entsandt werden. 

Die konkrete Besetzung hängt stets vom Einzelfall ab. 
Die Übersicht auf der folgenden Seite zeigt typische Betei-
ligte und deren Aufgaben in einer Tierseuchenlage.

ARBEITEN IN DER KOORDINIERUNGSGRUPPE
Die Koordinierungsgruppe scha�   vor allem eines: ein ge-
meinsames Lageverständnis. In der Zusammenarbeit ent-
steht ein gemeinsames Lagebild, es werden Maßnahmen 
aufeinander abgestimmt, Zuständigkeiten de� niert und 
Fristen festgelegt. Entscheidungen werden dokumentiert 
und über ein Einsatztagebuch nachvollziehbar festgehalten.
 Gerade bei dynamischen Tierseuchenlagen ist dies von 
erheblicher Bedeutung. Unterschiedliche Fachbereiche 
arbeiten mit verschiedenen Rechtsgrundlagen, Prioritäten 
und Zeithorizonten. Ohne strukturierte Koordinierung dro-
hen Informationsverluste, Doppelarbeit oder widersprüch-
liche Maßnahmen. Die Koordinierungsgruppe stellt ein ab-
gestimmtes und wirksames Verwaltungshandeln sicher.
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Innerhalb betro� ener Ressorts erfordert die Bewältigung 
eines Ereignisses eine e�  ziente Organisations- und Füh-
rungsstruktur. Die Anlagen zur Koordinierungsrichtlinie 
geben Hinweise, wie diese in Form eines Arbeitsstabes als 
Krisenreaktionsinstrument umgesetzt werden können. 
Sie umreißen die personelle Besetzung, Aufgabenberei-
che sowie Arbeitsabläufe.

WARUM KOORDINATION AUSSCHLAGGEBEND WIRD
Die praktische Bedeutung der Koordinierungsrichtlinie liegt 
insbesondere darin, Struktur in ein Ereignis zu bringen, bei 
dem kein Katastrophenfall festgestellt wird. Denn viele La-
gen erreichen zwar nicht die Schwelle einer Katastrophe im 
Sinne des Bayerischen Katastrophenschutzgesetzes, erzeu-
gen jedoch trotzdem erheblichen Koordinierungsbedarf. 
Tierseuchenlagen sind hierfür ein typisches Beispiel.
 Die Koordinierungsrichtlinie ermöglicht es, frühzeitig 
strukturierte Führungsprozesse aufzubauen, ohne in die 
formalen Mechanismen des Katastrophenschutzrechts 
wechseln zu müssen. Dadurch bleibt die Verwaltung hand-
lungsfähig, � exibel und rechtssicher. Zugleich scha�   die 
Richtlinie Transparenz darüber, wie ressortübergreifend 
zusammengearbeitet wird, wenn Entscheidungen Auswir-
kungen auf andere Fachbereiche haben.

VERHÄLTNIS ZUR FÜHRUNGSGRUPPE 
KATASTROPHENSCHUTZ
Von besonderer Relevanz ist das Verhältnis zwischen Ko-
ordinierungsgruppe und Führungsgruppe Katastrophen-
schutz. Die Koordinierungsrichtlinie legt dar, dass mit der 
Feststellung des Katastrophenfalls die Zuständigkeiten 
nach dem Bayerischen Katastrophenschutzgesetz greifen 
und eine FüGK einzurichten ist. Mit diesem Schritt endet 

die Tätigkeit der Koordinierungsgruppe. Bereits eingebun-
dene Fachvertreter können dann als Verbindungsperso-
nen oder Fachberater in die FüGK eingebunden werden. 
Dadurch bleiben Wissen, Kommunikationswege und eta-
blierte Abstimmungsprozesse erhalten.
 Die rechtlichen Grundlagen in Bayern stellen ein klar 
strukturiertes Instrumentarium zur Verfügung, um sowohl 
unterhalb als auch oberhalb der Katastrophenschwelle 
handlungsfähig zu bleiben. Die Koordinierungsrichtlinie 
scha�   hierbei einen rechtlich abgesicherten Handlungs-
rahmen für komplexe Lagen unterhalb des Katastrophen-
falls. Für die Praxis bedeutet dies vor allem eines: Frühzei-
tige, strukturierte und ressortübergreifende Abstimmung 
ist kein „Vorgri� “ auf den Katastrophenfall, sondern integ-
raler Bestandteil moderner Gefahrenabwehr.

MODERNE GEFAHRENABWEHR
Ge� ügelpestbezogene Fallkonstellationen verdeutlichen 
exemplarisch, wie sich ein fachlicher Einzelvorgang in 
kurzer Zeit zu einer komplexen Koordinierungslage ent-
wickeln kann. Entscheidend für den Koordinierungsbe-
darf ist dabei nicht der Umfang des Ereignisses, sondern 
die Vielzahl an beteiligten Akteuren und Schnittstellen. 
Zunehmend dynamische Gefährdungslagen zeigen: Mo-
derne Gefahrenabwehr beginnt mit der Fähigkeit zur 
rechtzeitigen und strukturierten Koordinierung. Die Ko-
ordinierungsrichtlinie scha�   hierfür einen klaren orga-
nisatorischen Rahmen und stärkt die Handlungsfähigkeit 
der Katastrophenschutzbehörden. 

Beispielha� e Zusammensetzung einer
KOORDINIERUNGSGRUPPE

Alle beteiligten Bereiche entsenden Vertreter in die  Koordinierungsgruppe. 
Den Vorsitz hat i.d.R. der  Behördenleiter. Die  Federführung 

liegt im Schwerpunkt beim betro� enen Fachamt. 

ORGANISATIONSEINHEIT TYPISCHE AUFGABEN

Amtsleitung Gesamtverantwortung, strategische Ent-
scheidungen, politische Kommunikation, 
ggf. Abstimmung mit der Regierung

Veterinäramt Fachliche Einsatzführung, epidemio-
logische Bewertung, tierseuchenrechtli-
che Maßnahmen, Sperrzonen, Keulung, 
Tierkörperbeseitigung, Desinfektion, 
Dokumentation Allgemeinverfügungen, 
Sofortvollzugsanordnungen, Rechtsbe-
helfe, Entschädigungsfragen, Prüfung 
tierseuchenrechtlicher Maßnahmen

Presse- und 
Ö� entlichkeitsarbeit

Medienkoordination, Pressearbeit, 
Bürgerinformation, FAQ, Social Media 

Ö� entliche Sicherheit 
und Ordnung

Betretungsverbote, Vollzug, 
Zusammenarbeit mit der Polizei, 
Unterstützung durch Feuerwehr, 
THW und Hilfsorganisationen

Umwelt Wasserrechtliche und bodenschutz-
rechtliche Fragestellungen

Personal Dienstplanung, Schichtbetrieb, Arbeits-
zeitregelungen, Personalverstärkung

Kämmerei / Finanzen Kostenerfassung, haushaltsrechtliche 
Bewertung, Mittelbereitstellung

Gesundheitsamt Bewertung möglicher zoonotischer 
Risiken und Schnittstelle zum 
Bevölkerungsschutz

Gesundheitsamt

Umwelt

VETERINÄRAMT

KOORDINIERUNGS-
GRUPPE

Kämmerei /
Finanzen

Personal Öffentliche Sicherheit 
und Ordnung

Presse- und 
Ö� entlichkeitsarbeit
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